
Erster Nachtrag
zur Satzung über die Erhebung
von Vergnügungssteuer in der

Stadt Mönchengladbach
(Vergnügungssteuersatzung)

vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21. Dezember 2010
(GV. NRW. S. 688) - SGV. NRW. 2023 -,
und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buch-
stabe b) des Kommunalabgabengesetzes
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG)
vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.
Juni 2009 (GV. NRW. S. 380) - SGV. NRW.
611 -, wird gemäß Beschluss des Rates
der Stadt Mönchengladbach vom 23. Fe-
bruar 2011 folgender Erster Nachtrag zur
Satzung der Stadt Mönchengladbach
über die Erhebung von Vergnügungssteu-
er in der Stadt Mönchen-gladbach vom
20. Dezember 2007 (Abl. MG S. 263), er-
lassen:

Artikel 1

§ 8 Abs. 1 Satz 4 wird gestrichen.

Artikel 2

Dieser Nachtrag tritt rückwirkend zum
1. Januar 2008 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Nachtrag wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Auf die Rechts-
folgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-West-
falen wird hingewiesen. Diese Vorschrift
hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-

pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011 

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Fünfte ordnungsbehördliche
Verordnung zur Änderung der
ordnungsbehördlichen Verord-
nung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.
NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-

machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für die nachbezeichne-
ten Stadtteile verordnet:

Artikel 1

§ 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. in den Stadtteilen Rheydt und
Schmölderpark am Tage des Turm-
festes, dem dritten Sonntag im Monat
Juni und am Blumensonntag, dem
zweiten Sonntag im Monat Septem-
ber,“

Artikel 2

Diese Änderungsverordnung tritt eine
Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. Sie
tritt am 31. Dezember 2011 außer Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,
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c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
in der Stadt Mönchengladbach

am 15. Mai 2011
vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.
NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für den nachbezeichne-
ten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Wickrath-Mitte am 15. Mai 2011 zwischen
13.00 Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zuge-
lassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG
NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00
EUR (in Worten: fünfhundert Euro) geahn-
det werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-

kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
in der Stadt Mönchengladbach

am 24. Juli 2011
vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.
NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für den nachbezeichne-
ten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Wickrath-Mitte am 24. Juli 2011 zwischen
13.00 Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zuge-
lassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG
NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00
EUR (in Worten: fünfhundert Euro) geahn-
det werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
in der Stadt Mönchengladbach

am 18. September 2011
vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.
NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für den nachbezeichne-
ten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Wickrath-Mitte am 18. September 2011
zwischen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr geöff-
net sein.
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§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zuge-
lassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG
NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00
EUR (in Worten: fünfhundert Euro) geahn-
det werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
in der Stadt Mönchengladbach

am 6. November 2011
vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.

NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für den nachbezeichne-
ten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in den Stadtteilen
Stadtteilen Rheydt und Schmölderpark
am 6. November 2011 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zuge-
lassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG
NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00
EUR (in Worten: fünfhundert Euro) geahn-
det werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
in der Stadt Mönchengladbach

am 11. Dezember 2011
vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.
NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für den nachbezeichne-
ten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in den Stadtteilen
Stadtteilen Rheydt und Schmölderpark
am 11. Dezember 2011 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zuge-
lassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG
NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00
EUR (in Worten: fünfhundert Euro) geahn-
det werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
in der Stadt Mönchengladbach

am 4. Dezember 2011
vom 24. Februar 2011

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Laden-
öffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GV. NRW. S. 516) -SGV.
NRW. 7113- und der §§ 27 ff. des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördenge-
setz (OBG) - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)
-SGV. NRW 2060-, wird von der Stadt
Mönchengladbach als örtliche Ordnungs-
behörde durch Beschluss des Rates vom
23. Februar 2011 für den nachbezeichne-
ten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Wickrath-Mitte am 4. Dezember 2011 zwi-
schen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr geöffnet
sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zuge-
lassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG
NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00
EUR (in Worten: fünfhundert Euro) geahn-
det werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Fünfzehnte Satzung
über Einheitssätze zur

Ermittlung des beitragsfähigen
Erschließungsaufwandes

vom 24. Februar 2011

Aufgrund des § 132 Nr. 2 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S.
2585), in Verbindung mit § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 21. De-
zember 2010 (GV. NRW. S. 688) - SGV.
NRW. 2023 -, wird gemäß Beschluss des
Rates der Stadt Mönchengladbach vom
23. Februar 2011 folgende Satzung erlas-
sen:

§ 1
Für alle ab 1. Januar 2011 hergestellten
Einrichtungen, die zur Beleuchtung der
Erschließungsanlagen erforderlich sind,
ist der Erschließungsaufwand gemäß § 3
Abs. 2 der Satzung über die Erhebung von
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Mön-
chengladbach (Erschließungsbeitragssat-
zung) vom 28. September 2000 (Abl. MG
S. 173) nach folgenden Einheitssätzen zu
ermitteln:

Lichtmast Mastabstände
bis 45 m über 45 m
EUR/Mast EUR/Mast

bis    6,0 m Lph 1.417,00 1.611,00
bis    8,0 m Lph 1.713,00 1.907,00
bis  10,0 m Lph 1.845,00 2.040,00

§ 2
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 2011 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Auf die Rechts-
folgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-West-
falen wird hingewiesen. Diese Vorschrift
hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011 

Norbert Bude
Oberbürgermeister

Ungültigkeitserklärung
eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 137, ausgestellt auf
Herrn Klaus Evertz, Sachbearbeiter beim
Fachbereich Stadtentwicklung und Pla-
nung, ist verloren gegangen.

Ich erkläre diesen Ausweis hiermit für
ungültig. Die missbräuchliche Verwen-
dung ist strafbar.

Mönchengladbach, den 01.03.2011

Der Oberbürgermeister
Fachbereich Verwaltungsentwicklung
und -service

Bekanntmachung

Der Gutachterausschuss für Grundstücks-
werte in der Stadt Mönchengladbach hat
gemäß § 196 des Baugesetzbuches in der
Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) und gemäß
§ 11 (4) der Verordnung über die Gutach-
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terausschüsse für Grundstückswerte
(Gutachterausschussverordnung NW -
GAVO NW) vom 23.03.2004 für den Be-
reich der Stadt Mönchengladbach Boden-
richtwerte für Baugrundstücke ermittelt
und in seiner Sitzung am 16.02.2011 zum
Bewertungsstichtag 01.01.2011 festge-
setzt.

Jedermann kann die Richtwertkarte ein-
sehen und von der Geschäftsstelle des
Gutachterausschusses Auskünfte über die
Bodenrichtwertkarte verlangen.

Die Bodenrichtwerte werden hiermit
gemäß § 196 (3) des Baugesetzbuches
und gemäß § 11 (4) der Gutachteraus-
schussverordnung amtlich bekanntgege-
ben.

Mönchengladbach, 17.02.2011

gez.  S c h l e i n
Vorsitzender

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach - FB Schule
und Sport -, 41050 Mönchengladbach,
vergibt in öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Maria-Lenssen-Berufskolleg, 
Werner-Gilles-Straße 20 - 32

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung von diversem Mobiliar

Aufteilung in Lose:
Ja

Art und Umfang der einzelnen Lose:
Los I: Lehrerzimmertische
Los II: Aulatische
Los III: Stühle Lehrerzimmer
Los IV: Stühle Aula

Angebote sind möglich für:
ein Los, mehrere Lose

Ausführungsfrist:
Juli 2011

Fachliche Auskunft erteilt:
Hr. Boden, FB Schule und Sport, 
Tel 02161/25-3752, Fax 02161 / 25-3739, 
E-Mail Clemens.Boden@
moenchengladbach.de

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab 25.02.2011 bis
23.03.2011 beim FB Schule und Sport,
Voltastraße 2 (Verw.-Geb. 1), 41061 Mön-
chengladbach, Zimmer 221.
Sie können auch unter Ruf-Nr. 02161 /
25 - 3752 /Fax-Nr. - 3739 /E-Mail 
Clemens.Boden@moenchengladbach.de
angefordert werden.

Ablauf der Angebotsfrist:
24.03.2011, 12:00 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
FB Verwaltungsentwicklung und -service, 
Zimmer 10, Weiherstraße 21, 
41061 Mönchengladbach

- schriftlich

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Der Bieter hat zum Nachweis seiner Zu-
verlässigkeit gem. § 6 Abs. 3 VOL/A einen
Antrag auf Erteilung eines Auszuges aus
dem Bundeszentralregister (§ 30 Abs. 5
des Bundeszentralregistergesetzes)
- auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich.

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

• Erklärung zur Kinderarbeit
• weitere Eignungsnachweise

Zuschlagskriterien:
Preis

Bindefrist:
22.04.2011

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
- FB Schule und Sport -

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach - Fachbe-
reich Ingenieurbüro und Baubetrieb, Ab-
teilung Straßenmanagement -, 41050
Mönchengladbach, vergibt in öffentlicher
Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Aktionsprogramm ÖPNV 2. BA

Art und Umfang der Leistung:
Erdbau- und Straßenbauarbeiten
ca. 2000 m²  Oberflächen aufnehmen und
herstellen, ca. 50 Masten ausbauen und
setzen, ca. 1600 m Kabelgraben herstel-
len

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
April 2011 bis Mai 2012 

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Ruschke, Telefon: 02161/25-9051

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Fachbe-
reich Ingenieurbüro und Baubetrieb, Zen-
trale Vergabestelle, 41050 Mönchenglad-
bach, Rathaus Rheydt, Markt 11 (Eingang
E), 4. Obergeschoss, Zimmer 440. 
Sie können auch unter Ruf-Nr. 02161/
25-8501 / Fax-Nr. 02161/25-8559 / E-Mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI
@moenchengladbach.de angefordert wer-
den.
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 8,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach Kto.-Nr. 66 001 (Bankleitzahl 310
500 00) zugunsten der Stadtkasse Kas-
senzeichen 6009.1134.9741 zu überwei-
sen. Die Aushändigung bzw. der Versand
der Unterlagen erfolgt erst nach Vorlage
des Nachweises der Überweisung (ggf.
per Fax oder E-Mail). Bareinzahlung ist
nicht möglich. Eine Erstattung der Ent-
schädigung erfolgt nicht.

Ablauf der Angebotsfrist:
21.03.2011, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Zentrale Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 441

Die Submission findet am 21.03.2011,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 441, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zuge-
lassen (VOB).

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Der Bieter hat zum Nachweis seiner Zu-
verlässigkeit gem. § 6 Abs. 3 VOB/A einen
Antrag auf Erteilung eines Auszuges aus
dem Bundeszentralregister (§ 30 Abs. 5
des Bundeszentralregistergesetzes)
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen.
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Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagsfrist: 20.04.2011

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirksre-
gierung Düsseldorf - Dezernat 34 -, Post-
fach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
- Fachbereich Ingenieurbüro
und Baubetrieb -

Einladung

Die Mitglieder der Jagdgenossenschaft
Mönchengladbach 1 werden hiermit zur
Hauptversammlung am

Donnerstag, dem 31. März 2011 -
20.00 Uhr im Haus Heiligenpesch

Mönchengladbach - Hehn

eingeladen.

Tagesordnung
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Niederschrift über die Hauptver-

sammlung vom 25.03.2010
3. Bericht über die Tätigkeit des Vor-

standes
4. Jahresrechnung 2010/2011
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Genehmigung der Jahresrechnung

2010/2011
7. Entlastung des Vorstandes und des

Kassenführers
8. Wahl eines Kassenprüfers
9. Änderung der Pachtverhältnisse im

Revier 15 - Grotherath
10. Haushaltsplan 2011/2012
11. Vorzeitige Neuverpachtung
12. Genehmigung von Jagderlaubnis-

scheinen
13. Verschiedenes

gez. Walter Pflipsen (Jagdvorsteher)

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte verlo-
rengegangene Sparkassenbuch, ausge-
stellt von der Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach, ist die Kraftloserklärung bean-
tragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

3401812411

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert, bin-
nen drei Monaten, spätestens am 23. Mai
2011 seine/ihre Rechte anzumelden und
das Sparkassenbuch vorzulegen, andern-
falls wird dieses für kraftlos erklärt.

Mönchengladbach, den 22. Februar 2011

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte verlo-
rengegangene Sparkassenbuch, ausge-
stellt von der Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach, ist die Kraftloserklärung bean-
tragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

4201642883

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert, bin-
nen drei Monaten, spätestens am 1. Juni
2011 seine/ihre Rechte anzumelden und
das Sparkassenbuch vorzulegen, andern-
falls wird dieses für kraftlos erklärt.

Mönchengladbach, den 1. März 2011

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Nachruf

Herr Stadtsekretär Carsten Peters

ist am 15. Februar 2011 auf tragische Weise im Alter von 39 Jahren verstorben.

Herr Peters ist am 1. August 2006 in den Dienst der Stadt Mönchengladbach getreten.
Zuletzt war er im Ordnungsamt beim Kommunalen Ordnungs- und Servicedienst tätig.

Wir verlieren mit ihm einen Mitarbeiter, der sich durch Freundlichkeit, Pflichtbewusst-
sein und Einsatzbereitschaft in besonderem Maße unsere Hochachtung erworben hat.

Die Nachricht von seinem plötzlichen Ableben hat uns tief getroffen. Wir werden sein
Andenken stets in Ehren halten.

Mönchengladbach, den 24. Februar 2011

Für die Stadt Mönchengladbach

Norbert Bude Roswitha Mirbach
Oberbürgermeister Vorsitzende des Personalrats


